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Erstes Kapitel 

Grundlagen 

§ 1 Einleitung 

Die wirtschaftliche Bedeutung der elektronischen Datenverarbeitung 
(EDV) hat in den letzten Jahrzehnten erheblich zugenommen. EDV wird 
heutzutage in einem Großteil von Lebensbereichen eingesetzt. Dabei be-
schränkt sich die EDV-Anwendung seit Ende der siebziger Jahre nicht 
mehr nur auf den öffentlichen und wirtschaftlichen Bereich (Verwaltungen, 
Wissenschaft, militärischer Bereich, Banken, Versicherungen, Handel etc.), 
sondern dringt zusehends in den privaten Bereich vor. 

I. Technische Entwicklung 

Die technische Entwicklung elektronischer Datenverarbeitungssysteme 
wird durch Computer-Generationen l gekennzeichnet. 

Ausgangspunkt der ersten Generation war die Entwicklung der Rechner 
"ENIAC,,2 durch die Amerikaner Ecken und Mauchly in Pennsylvania, USA, 
und "EDVAC,,3, an dessen Entwicklung der Amerikaner lohn von Neumann 
in Princeton, USA, maßgeblich beteiligt war, im Jahre 1946. Die von von 
Neumann entwickelte Computerarchitektur4 legte dabei den Grundstein für 
alle bis heute entwickelten Datenverarbeitungssysteme. Die Rechenanlagen 
dieser Generation verwandten Röhrenschaltungen; die Schaltzeit betrug 
Tausendstelsekunden.5 

1 Ausführlich dazu Junker Computerreeht, Rn.4045. 
2 "Eleetronic Numerieal Integrator and Computer", vgI. Moritz(Tybusseck Rn.3. 
3 "Eleetronie Discrete Variable Automatie Computer", vgl. Moritz(Tybusseck Rn.12. 
4 Eine technische Erläuterung der von-Neumann-Arehitektur findet sich bei H.-J. Schneider 

Lexikon, Stichwort "von-Neumann-Rechner". 
S Vgl. Koch Rn.24. 
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Die Ersetzung der Elektronenröhren durch Transistoren führte zu einer 
Beschleunigung der Schaltzeit um den Faktor zehn und läutete zugleich die 
zweite Generation im Jahre 1955 ein.6 

Durch Verwendung von Halbleiterschaltelementen wurde wiederum eine 
Verkürzung der Schaltzeit auf Nanosekunden erreicht, was den Beginn der 
dritten Generation um 1965 darsteUt.7 

Die Entstehung der vierten Generation geht auf das Jahr 1970 zurück. Die 
Verwendung integrierter Schaltkreise und die damit verbundene Miniaturi-
sierung von Schaltungen führte zur Entwicklung von Mikroprozessoren. 
Diese wiederum waren wesentliche Voraussetzung zur Einführung von 
Kleinrechnern, für deren Hauptanwendungsbereich sich später der Begriff 
"Personal Computer" (pC)8 einbürgerte. Die Verbreitung von Personal 
Computern führte wirtschaftlich zu einer "Popularisierung der Da-
tenverarbeitung,,9, welche durch den - auf die technische Entwicklung zu-
rückzuführenden - Preisverfall begünstigt wurde. 

Grundlage aller vier Generationen ist, wie bereits oben erwähnt wurde, 
bis heute die Rechnerarchitektur von Neumanns . Deren Charakteristik stellt 
jedoch zugleich den wesentlichen Schwachpunkt der Konzeption dar: die 
Abarbeitung von Befehlen erfolgt in sequentieller Reihenfolge, was die in-
terne Rechengeschwindigkeit des Rechners einschränkt.1o Die Lösung die-
ses Problems wird mithilfe des Einsatzes von Multiprozessoren versucht, 
welche parallel an ein und demselben Problem arbeitenY 

Schließlich ist auf das japanische Projekt der "Fifth Generation Computer 
Systems" hinzuweisen, welches unter Abkehr von der von-Neumann-Archi-
tektur seit 1982 die fünfte Generation entwickelt und deren Abschluß im 
Jahre 1991 erwartet wird.u 

6 Vgl. Koch Rn.24, MoritzjTybusseck Rn.12. 
7 Vgl. Junker Computerrecht, Rn.42. 
8 Der Begriff "Personal Computer" soll die Verfügungsrnacht des Einzelnen über seinen 

persönlichen Computer durch Einsatz in einem selbstdefinierten und überschaubaren Bereich 
versinnbildlichen; vgl. Junker Computerrecht, Rn.43; zur Megede NJW 1989, 2580. 

9 Vgl. Junker Computerrecht, Rn.43. 
10 MoritzjTybusseck Rn.25. 
11 MoritzjTybusseck Rn.26. 
12 MoritzjTybusseck Rn.28. 
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11. Wirtschaftliche Entwicklung 

Die Bedeutung des Wirtschaftszweiges EDV wird bei näherer Betrach-
tung der Entwicklung des Datenverarbeitungsmarktes in der Bundesrepu-
blik Deutschland in den letzten 20 Jahren deutlich.13 Betrugen 1970 die 
Umsätze in der EDV-Branche 3,5 Mrd.DM, 19754,5 Mrd.DM, lagen die 
Umsätze 1980 bei 10,9 Mrd.DM. Mit der "Popularisierung der Datenverar-
beitung" stiegen die Umsätze bis 1985 auf 31,7 Mrd.DM; für 1990 wird nach 
vorsichtigen Prognosen ein Umsatz in Höhe von 50 Mrd.DM erwartet.14 

Das Verhältnis der Hardware- zu den Softwareumsätzen betrug 197080 
% zu 20 %; 1975 75 % zu 25 %; 1980 70 % zu 30 %, 1985 60 % zu 40 %. 
Für 1990 wird erwartet, daß das Verhältnis in etwa 50 % zu 50 % betragen 
wird.15 Diese wirtschaftlichen Gegebenheiten entsprechen der technischen 
Entwicklung: die Tendenz der auf dem Hardwaremarkt zu beobachtenden 
stagnierenden Umsätze verbunden mit immensen Umsatzsteigerungen im 
Software- und Dienstleistungsbereich16 korrespondiert mit einer Verla-
gerung des technischen Schwerpunkts von der Hardware zur SoftwareY 
Inwieweit die wirtschaftliche Entwicklung auf die rechtliche Behandlung der 
Einheit von Hardware und Software von Einfluß gewesen ist, wird später 
Gegenstand der Erörterungen sein. 

111. Abgrenzung des Themas und Erörterung der Problemstellung 

1. Die rechtlichen Probleme, die beim Einsatz elektronischer Datenverar-
beitung auftauchen, sind vielschichtig und betreffen sowohl den Bereich des 
öffentlichen Rechts18, als auch den des Strafrechts19 und des Zivilrechts. Auf 
dem Gebiet des Zivilrechts werden in erster Linie vertragsrechtliche, 
wettbewerbsrechtliche und arbeitsrechtliche Aspekte des EDV-Einsatzes 
relevant. Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit einem Sonderproblem, 

13 S. hierzu auch Kilian in Kilian/Heussen Einl. S.l. 
14 Quelle: VDMA, Diebold, GMD, ÖVD/Online 8/1987, S.39. 
15 Quelle: VDMA, Diebold, GMD, ÖVD/Online 8/1987, S.39. 
16 Vgl. hierzu zuletzt Diebold, ÖVD/Online 1/1989, S.10. 
17 Jörg Schneider S.l. 
18 Von besonderer Bedeutung ist hier der Datenschutz. 
19 In diesem Bereich ist der Gesetzgeber durch Schaffung des Zweiten Gesetzes zur Be-

kämpfung der Wirtschaftskriminalität (2.WiKG), das am 1.8.1986 in Kraft getreten ist, tätig 
geworden. Das Gesetz enthält u.a. neue Straf tatbestände gegen bestimmte Fonnen der 
Computerkriminalität; vgl. dazu die Übersicht bei Frommel JuS 1987, 667f. 
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